
Analyse des Wahlergebnisses wird auf diese Frage
zurückkommen.

Erstaunlich ist die Verteilung der Frauen auf die ein-
zelnen Listen. Während die traditionellen Parteien
über mangelndes Interesse des weiblichen Ge-
schlechts an einer Kandidatur auf ihren Listen
klagen, um die geringe Vertretung auf ihren Listen
zu erklären, sind die Frauen nicht nur auf den grünen
Listen - aus prinzipiellen Ursachen - sondern auch
bei den kleineren Splittergruppen, die hier z. T. gar
nicht berücksichtigt wurden, sehr zahlreich vertreten.
Die Ursache dürfte darin zu suchen sein, daß die
Frauen hier keine echte Wahlchance zu befürchten
haben und daher zur Statistenrolle auf einer Liste
eher bereit sind als bei den großen Parteien. Berner-

kenswert ist allemal, daß sowohl bei den Grünen als
auch bei DP und LSAP die Frauen eine durchaus füh-
rende Rolle spielen. Im Vergleich zu 1979, als die
Frauen insgesamt nur 10,8% der Kandidaten aus-
machten, hat sich ihr Anteil mehr als verdoppelt.
Nimmt man jedoch nur die vier traditionellen Partei-
en, die sich auch schon 1979 der Wahl stellten, so ist
dieses Wachstum des weiblichen Anteils weitaus ge-
ringer. Bei diesen Parteien stellen die Frauen nämlich
auch heute nur 16,25% der Kandidaten, kaum mehr
als bei den Gemeindewahlen von 1987 (vgl. "forum"
Nr. 99/November 1987, S. 5). Ob die Wahlergebnis-
se dasselbe soziale Ungleichgewicht im Parlament
zeitigen, wird erst zu einem späteren Zeitpunkt an-
alysiert werden können. 	 m.p.

Interview mit Staatssekretär Robert GOEBBELS (LSAP)

Man braucht auch Zuhörer

Es gibt in der
Hauptstadt
Geschäfts-

leute, die von
einer

Parkplatz-
Partei

träumen.

forum: Alle drei traditionellen Parteien haben
Stimmen verloren. Worauf ist das zurückzuführen?

R. Goebbels: Erstens müssen rein arithmetisch die
größeren Parteien bei dieser Vielzahl von Kandida-
tenlisten Prozente verlieren. Zweitens leben wir in
einer Gesellschaft, in der es den Leuten gut geht, so
daß Einzelprobleme für viele Bürger eine größere
Bedeutung erhalten als die Gesamtproblematik. Das
ist eindeutig in der 5/6-Frage. Gefordert wird nur, daß
die Renten erhöht werden, ohne daß die Modalitäten
der Rentenfinanzierung durchdiskutiert werden. Das
wird auch bei den grünen Listen deutlich. Auch die
Umweltprobleme sind nicht mit billigen Slogans zu
lösen. Auch hier müssen wirtschaftliche Zusammen-
hänge beachtet werden. Man kann zwar gegen eine
Bitumenfabrik demonstrieren, aber womit sollen
dann Radpisten gebaut werden? Auch hier haben die
traditionellen Parteien nüanciertere Antworten
bereit, die allerdings nicht immer leicht zu vermitteln
sind, so daß viele Bürger sich oft von simplistischen
Ideen irreleiten lassen.

forum: Haben die traditionellen Parteien sich nicht
auch ein Thema aufdrängen lassen und es nicht fer-
tig gebracht diesen Themenmonolithismus zu
brechen?

R. Goebbels: Das stimmt. Aber wie wollen Sie ein
Thema brechen, das immer wieder vom Wähler ge-
stellt wird, z. B. in unsern Wahlversammlungen?
Sicher stellt man dabei auch große Informationsmän-
gel fest etwa über die Voraussetzungen, die auf
bessere Renten Anspruch geben, z. B. über den Zu-
sammenhang von Kotisationen, d. h. Löhnen, und
späteren Renten. Die traditionellen Parteien hatten

ohne Zweifel Schwierigkeiten, gegen simplistische
Slogans anzukämpfen.

forum: Besteht nicht die Gefahr, daß zusätzliche Ein-
Thema-Parteien entstehen?

R. Goebbels: Davon bin ich überzeugt. In andern
Staaten gab es schon Anti-Steuern-Parteien oder Au-
tomobilisten-Parteien. Es gibt in der Hauptstadt Ge-
schäftsleute, die von einer Parkplatz-Partei träumen.
Damit müssen wir leben. Unser Wahlsystem erlaubt
auch ziemlich schnell den Gewinn eines Sitzes.

forum: Die Deutschen haben damit ja ihre Erfahrung
vor 60-70 Jahren gemacht. Doch für die Zukunft:
müssen die traditionellen Parteien, die eine globale
Vorstellung von Politik haben, nicht darüber nach-
denken, wie sie dem Bürger wieder eine politische
Kultur vermitteln wollen, die ihm erlaubt, nicht auf
billige Slogans hereinzufallen? Genügt es zu sagen:
damit müssen wir leben?

R. Goebbels: Es genügt nicht eine gute Informations-
politik zu betreiben. Man muß auch noch Zuhörer
finden. Es steht fest, daß viele Bürger nicht an poli-
tischen Themen interessiert sind. Viele sagen, die
Parteien seien Speck und Schweinefleisch, d. h. die
Unterschiede zwischen den Parteiprogrammen
werden nicht zur Kenntnis genommen. Wir leben in
einer Gesellschaft ohne allzu krasse Ungleichheiten,
wo es durchwegs jedem gut geht. Das ist unser Glück,
aber für die Parteien ein Problem, weil sie nicht so
leicht Alternativen formulieren können. Solange es
klare Alternativen gab, wie für oder gegen die Libe-
ralisierung des Schwangerschaftsabbruchs oder der
Scheidung, für oder wider die Todesstrafe, solange
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war die Entscheidung einfach. Heute sind diese Pr o- daß es sehr schwer ist, die Problemstellung nach
bleme gelöst. Heute geht es vorrangig um Wirt- außen zu artikulieren und die Unterschiede zwischen
schaftspolitik, Sozialpolitik, Finanzpolitik, und in den Parteien zu verdeutlichen.
diesen Bereichen sind die Fragen oft so technisch,

Interview mit Minister Jean-Claude JUNCKER (CSV):

Weg vom Slogan, zurück
zur politischen Debatte!

forum: Die traditionellen Parteien haben alle drei
bei diesen Wahlen Einbußen erlitten. Worauf ist das
zurückzuführen?

J.CI. Juncker: Wenn neue Gruppierungen in der po-
litischen Landschaft auftauchen, müssen notgedrun-
gen die zur Verfügung stehenden 100 Prozent umver-
teilt werden. Normalerweise geht das auf Kosten
jener Parteien, die ohnedies den größten Stimmenan-
teil hatten. Darüberhinaus stellt man fest, daß die
Volksparteien es nicht mehr in demselben Maß fer-
tigbringen, die ganze Bandbreite des politischen
Spektrums anzusprechen. Bisher konnte jede von
ihnen durch unpräzise Aussagen auch an den
Rändern ihrer Anhängerschaft die Leute bei der
Stange halten. Nun brechen eine Reihe von Parteien,
die zu einem einzigen Punkt eine klare Position be-
ziehen, ins Wählerreservoir der klassischen Parteien
ein. Es erstaunt mich, daß die Kommentatoren so
schnell über die Tatsache hinweggehen, daß die fa-
schistischen Gruppierungen 3-5% im Zentrum und
im Süden erhalten haben. Ich finde dieses Resultat
höchst erschreckend. Ein Teil der Bevölkerung ist je-
denfalls zugänglich für deren Parolen.

forum: Bemerkenswert bei diesen Wahlen ist ja aber
auch der Erfolg einer Partei, die eine einzige Forde-
rung erhoben hat. In bestimmten Gegenden erhielt
sie über 10 Prozent der Stimmen. Ist das nicht ein
Zeichen abnehmender politischer Kultur? Wähler
entscheiden sich offenbar auf Grund eines einzigen
Themas, wenn es darum geht für 5 Jahre die politi-
schen Weichen zu stellen.

forum: Wäre die Zunahme solcher Themenparteien
nicht eine Gefahr für unser demokratisches System,
weil es erstens immer schwieriger würde, stabile
Koalitionen zu bilden, und weil in der Kammer die
Abstimmungen immer unberechenbarer würden,
weil solche Abgeordnete ja bei den meisten Punkten
keine vorher festgelegte Position vertreten.

J.CI. Juncker: Die 5/6-Liste stammt von einem Ak-
tionskomitee, das nur eine Tasse im Schrank stehen
hat. Zum Kochen in der Kammer braucht m an aber
mehr Tischgeschirr. Ich bin deshalb gespannt zu
sehen, mit welchen Gabeln und Messern dort geges-
sen werden wird. Jeder wird dann wohl die Themen
seiner sozialen Herkunft aufgreifen: der eine Land-
wirtschaftsfragen, der andere Mittelstandsprobleme,
usw. In der Schulpolitik, in der Entwicklungspolitik,
usw. muß man nun aber zusammenhängende Vor-
stellungen haben darüber, wie ein Land regiert
werden soll. Der Wählerauftrag dieser Abgeordneten
ist sehr beschränkt. Die politische Arbeit im Parla-
ment betrifft aber auch andere Bereiche. Als Gefahr
für die Demokratie möchte ich das nicht direkt
ansehen. Es steht einem Politiker immer schlecht an,
ein Wahlresultat, das ihm nicht paßt, als Gefahr für
die Demokratie auszugeben. Doch die klassischen
Parteien werden auch in der technischen Darstellung
wichtiger Probleme in der Öffentlichkeit große An-
strengungen machen müssen. Wie m an aber etwa in
der sehr diffizilen Rentenproblematik eine allgemein
zugängliche Sprache reden soll, bleibt mir noch
schleierhaft.

Es ist
erschreckend,
daß die
faschisti-
schen
Gruppier-
ungen 3-5%
erhalten
haben.

J.CI. Juncker: Wähler- oder Publikumsbeschimpfung
wird zwar selten gern vernommen. Doch ich komme
kaum daran vorbei. Wäre eine Gruppierung mit dem
einzigen Programmpunkt angetreten, die Luxembur-
ger Entwicklungshilfe müsse verdoppelt werden,
wäre ihre moralische Position zumindest einwandfrei
gewesen. Ich finde es recht symptomatisch, daß wir
uns bei dieser Wahl aber auf einen Bereich konzen-
trieren, der zwar nicht unwichtig ist, der sich aber
zweifellos durch seinen materiellen und materialisti-
schen Aspekt auszeichnet. Es wurde ja nicht für mehr
Generosität gestimmt, sondern für ein größeres Stück
Kuchen zu den eigenen Gunsten.

forum: Warum haben sich denn die andern Parteien
dieses Thema sozusagen als einziges Wahlkampfthe-
ma aufdrängen lassen? Warum haben sie es nichtfer-
tiggebracht, andere Themen in die Debatte einzu-
bringen, um so auch aufzuzeigen, daß die 5/6-Liste
dazu keine Meinung hat.

J.CI. Juncker: Es stimmt, daß die klassischen Partei-
en die politische Kraft nicht hatten, dem Wahlkampf
jene Themen vorzugeben, die in die öffentliche Dis-
kussion gehört hätten. Wir sind den Themen nachge-
laufen, die andere uns vorgesetzt haben. Das stellt
mir tatsächlich einen ganzen Haufen Fragen. Wir
haben es nicht fertiggebracht, die Wähler zur Essenz
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